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In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

5596/J betreffend Maßnahmen für behinderte Menschen, welche die 

Abgeordneten Guggenberger und Genossen am 1. Juni 1990 an mich 

richteten, stelle ich zu den Punkten 1 und 2 der Anfrage folgen­

des fest: 

Für die Handelsschule für K~rperbehinderte gilt die aufgrund § 28 

des Berufsausbildungsgesetzes (BAG) durch Verord~ung geschaffene 

Regelung, wonach hinsichtlich der Lehrberufe Bürokaufmann, Ein­

zelhandelskaufmann, Großhandelskaufmann, Industriekaufmann und 

Spediteur der Ersatz der Lehrabschlußprüfung zuerkannt wird. Wei­

ters gilt auch für Fachschulen für Kcirperbehinderte (Betriebs­

technik, Mechaniker und Ledergalanteriewarenerzeuger und Tasch­

ner) die aufgrund § 28 des Berufsausbildungsgesetzes durch Ver­

ordnungen geschaffene Regelung, wonach hinsichtlich einer Reihe 

~on Lehrberufen de~ Ersatz der Lehrabschlußprüfung zuerkannt 

wird. 
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Für die Handelsakademie Tür Körperbehinderte umTaßt die Regelung 

gemäß § 28 des Berufsausbildungsgesetzes für Handelsakademien, an 

denen nach dem Lehrplan BGBl.Nr. 334/1978 unterrichtet wurde, den 

Ersatz der Lehrabschlußprüfung in den Lehrberufen Bürokaufmann, 

Einzelhandelskaufmann, Großhandelskaufmann, Industriekaufmann und 

Spediteur. 

1989 wurde das Rechtsinstitut der Zulassung zur Lehrabschlußprü­

fung i~ sogenannten zweiten Bildungsweg gezielt zugunsten von 

Behinderten eingesetzt, indem vom Bundesministerium für wirt­

schaTtliche Angelegenheiten mittels Erlaß generell festgestellt 

wurde, daß die Voraussetzungen Tür die Zulassung zur Lehrab-

schlußprüTung gemäß § 23 Absatz 5 lit.a iVm § 23 Absatz 6 SAG im 

LehrberuT BürokaUTmann durch Absolventen des "Vorbere~tungslehr­

ganges für den betriebswirtschaTtlichen Lehrgang für Körperbe­

hinderte" und des darauf aufbauenden "Betriebswirtschaftlichen 

Lehrganges für Körperbehinderte" jedenfalls erfüllt werden. 

Im Bereich "Tourismusförderung" (ERP-, ERP-Ersatz-, FV-Förde­

rungs-, FAG- und alle Bürgesaktionen) sind sowohl in den Richt­

linien der Fremdenverkehrs-Förderungsaktion des Bundesministeri­

ums für wirtschaftliche Angelegenheiten als auch in den Richtli­

nien Tür die Gewährung von Zweckzuschüssen des Bundes an Gemein­

den zur Förderung und Pflege des Fremdenverkehrs (FAG-Aktion) 

Einrichtungen für die Betreuung von Behinderten expliziet als 

förderbare Vorhaben angeführt. 

Werden behindertengerechte Einrichtungen im luge von Investiti­

onen in der Hotellerie, Gastronomie oder bei touristischen In­

Trastrukturen geschaffen, so sind sie, vorausgesetzt das Gesamt­

vorhaben entspricht den Förderungskriterien der Richtlinien der 

jeweiligen Förderungsaktion, Törderbar. 

Im Bereich des staatlichen Hochbaues wurden bereits 1974 Richt­

linien Tür die Benützung von öffentlichen Bauten durch behin-
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derte Menschen, welche bei der Erstellung der Planung und Durch­

~Uhrung von Bundeshochbauten einzuhalten sind, erstellt. Diese 

enthalten ~olgende wesentliche Punkte: 

Gebäudeeingänge und Au~zUge sollen stu~enlos erreichbar sein 

- Mindestbreite von Türen und Au~zUgen 

- besondere Ausbildung der sanitären Anlagen 

- bei Umbauten bestehender Gebäude gesonderte (gezielte) Ent-

scheidungen Uber zu tre~~ende Maßnahmen 

- Regeln über die Errichtung von Behindertenwohnungen 

Die ö N 0 R r'l 8 1 600, 1. und 2 . Te i 1 vom 1. Au g u s t 1 9 8 3 I wurde als 

Planungsgrundlage neuer Bundesgebäude - mit der Einschränkung, 

daß kein unverhältnismäßig hoher Aufwand entsteht und dem Denk­

malschutz nicht widersprochen wird - auch ~ür Umbauten und Gene­

ralsanierungen zur Anwendung den Bundesgebäudeverwaltungsdienst­

stellen au~getragen. Als Beispiel ist die Errichtung der Höheren 

Technischen Bundeslehranstalt, Bundeshandelsakademie und Bundes­

handelsschule, Wien 3., Ungargasse 69, anzuführen. Sie wurde so 

ausgelegt, daß eine Integration von Behinderten und Nichtbehin­

derten er~olgt. 

Neben der Beachtung der Er~ordernisse bei Planung und Durchfüh­

rung von Bundeshochbauten sind alle Dienststellen der Bundesge­

bäudeverwaltung angewiesen, bei allen bestehenden Amts- und 

Schulgebäuden diese au~ ihre Benützbarkeit mit Rollstühlen zu 

prü~en und fUr eine entsprechende Beschilderung der einzelnen 

Einrichtungen zu sorgen - insbesonders auch die Notausgänge und 

Fluchtwege ~u kennzeichnen - und PKW-Abstellplätze ~ür Behinderte 

möglichst in der Nähe eines behindertengerechten Einganges zu 

errichten. 

Die behindertengerechte Ausgestaltung der Bundesobjekte ist ein 

kontinuierlicher Prozeß, der ständig weiterge~Uhrt wird. Weiters 
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arbeitet das Bundesministerium Tür wirtschaTtliche Angelegen­

heiten intensiv bei der überarbeitung der öNORM B 1600 im Fach­

normenausschuß mit, wobei die ErTüllung der generellen Forderung, 

daß die "Behinderten-öNORM" einheitlich in den einzelnen Bauord-. 

nun gen der Länder ihren Niederschlag Tindet, ein ganz wesentli­

ches Kriterium bei der Ourchsetzung zur Verwirklichung eines 

behindertengerechten Bauens sein wird. Oie Beratungen im Nor­

mungsinstitut zeigen die Wichtigkeit, aber auch die Schwierig­

keiten aUT, behindertengerechte Bauwerke zu errichten. 

Oie staatliche Hochbauplanung versucht generell, behinderte Men­

schen in ein normales Leben in der Umwelt zu integrieren und 

sowohl bei Neubauten als auch bei Generalsanierungen (Umbauten) 

die Projekte aUT ihre "barriereTreie" Tauglichkeit Tür Behin­

derte, alte Mensch~n und Kinder zu überprüTen. 

AUTgrund der im Jahre 1981 erlassenen Richtlinien Tür die Errich­

tung von behindertengerechten WC-Anlagen erTolgt seither eine 

schrittweise Adaptierung bzw. Umbau bereits bestehender Anlagen 

aUT Autobahnparkplätzen und Raststationen. 

Seit Jänner 1986 werden bei der Neuerrichtung von Parkplätzen und 

Raststationen die Bestimmungen der öNORM B 1600 zugrunde gelegt. 

Seit 1.3.1988 gibt es aUT allen Mautstrecken gültige Maut jahres­

karten Tür stark gehbehinderte Menschen zum Preis von 100,-­

Schilling. 

Dieser eingeschlagene Weg wird konsequent Tortgesetzt, um künTtig 

die gesamte InTrastruktur des Bundesstraßennetzes gleichermaßen 

auch Tür behinderte Menschen ohne Einschränkungen nutzbar zu 

machen, soweit dies in Anbetracht der Behinderungen möglich ist. 
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Mit Schaffung des Wohnbauf~rderungsgesetzes 1984, BGBI.Nr. 482, 

und des Wohnhaussanierungsgesetzes, BGBl. NI'. 483/1984, in Kraft 

getreten jeweils am 1.1.1985, haben wesentliche Aniiegen behin­

derter Menschen Eingang in die österreichische Wohnbauförderung 

gefunden, die bis heute, auch nach "Verländerung" .dieses Rechts­

bereiches, positive Folgewirkungen zeigen. 

Beispielsweise wurde der Begriff "Wohnheim" offener definiert, 

sodaß die Förderung der Errichtung von Heimen fUr behinderte 

Menschen aus Mitteln der Wohnbauförderung auf einwandfreier 

rechtlicher Grundlage ermöglicht wurde. DarUberhinaus wurde in 

der Wohnhaussanierung erstmals auch eine Förderung fUr die Sa­

nierung von Heimen vorgesehen. 

FUr den Fall der Durchführung behindertengerechter Maßnahmen im 

Wohnungsneubau wurde zwingend eine Erhöhung der angemessenen 

Gesamtbaukosten (damit verbunden eine höhere Förderung) gesetz­

lich verankert. 

Im Bereich der Althaussanierung umfaßt der Katalog der förder­

baren Maßnahmen nach dem Wohnhaussanierungsgesetz ausdrücklich 

alle baulichen Maßnahmen, die einer Verbesserung der Wohnsitua­

tion Behinderter dienen. Auch bei der Subjektförderung wurden die 

in der Regel höheren Lebenshaltungskosten behinderter Menschen 

dergestalt berücksichtigt, als für behinderte Förderungswerber 

und Familien mit einem behinderten Kind die zumutbare Wohnungs­

aufwandbelastung generell niedriger anzusetzen war. 

Im Rahmen der vom Bundesministerium für wirtschaftliche Angele­

genheiten durchgeführten Förderung der Wohnbauforschung wurden 

seit 1981 elf Projekte zum Thema "Behindertengerechtes Planen und 

Bauen" mit einem Gesamtfördermitteleinsatz von ca. zehn Millionen 

Schilling unterstü~zt, wobei drei dieser Forschungsprojekte mit 

einem Gesamtförderaufwand von knapp fünf Millionen in der laufen-
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Ganz allgemein ist 

zu den diesbezüglich vom Bundesministerium für wirtschaftliche 

Angelegenheiten geförderten Forschungsarbeiten zu bemerken, daß 

sie Pionierleistungen auf diesem Sektor darstellen. Beispiels­

weise geht auch die Erstellung der ~NORM B 1600 (für behinder­

tengerechtes Bauen) auf eine durch die Wohnbauforschungsförderung 

ermöglichte Studie zurück. 

Im ~ahr 1985 wurde im Rahmen des Staatspreises für Werbung ein 

alljährlich zur Ausschreibung gelangender "Staatspreis für Wer­

bung für gesellschaftliche Anliegen" geschaffen, der auch Akti­

onen, die sich mit den Anliegen behinderter Menschen befassen, 

erfaßt. 

Weiters wurden der Club Handicap bei der Herau~gabe von Broschü­

ren organisatorisch unterstützt und Enqueten zu Themen, die sich 

mit Problemen behinderter Menschen befassen, abgehalten. 

1987/88 wurden Arbeiten des Vereines "Hilfe für behinderte Men­

schen im Bezirk Lilienfeld" in der Eingangshalle des Wirtschafts­

ministeriums ausgestellt und eine Verkaufsausstellung initiiert. 
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